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Antrag der CDU/FDP-Fraktion zur Einrichtung eines Behindertenbeirates




1. Der Stadtrat beauftragt den Oberbirgermeister, die Voraussetzungen fur die
Errichtung eines Inklusionsbeirates Beirates fiir die Belange behinderter
Menschen der Stadt Halle (Saale) zu schaffen und dem Stadtrat bis zu seiner
Sitzung am 30.10.2019 eine Beiratssatzung zur Beschlussfassung vorzulegen.

2. Dem Beirat gehoren u.a. Vertreterinnen der Behindertenverbénde an. Die Fraktionen
im Stadtrat der Stadt Halle haben die Mdglichkeit, jeweils eine Vertreterin mit
beratender Stimme in den Beirat zu entsenden.

3. Die Aufgaben des Beirates sind u.a.:

- Beratung des Stadtrates und seiner Ausschiisse sowie der Stadtverwaltung in allen
Fragen der Selbstbestimmung, Teilhabe und Barrierefreiheit

- Erstellen von Handlungsempfehlungen an den Stadtrat und die Stadtverwaltung

- Durchfiihrung von Anhérungen zu spezifischen Sachverhalten

- Sensibilisierung der Offentlichkeit und der Entscheidungstrager in allen Fragen der
Selbstbestimmung, Teilhabe und Barrierefreiheit sowie fir die Belange von
Menschen mit Behinderungen

- Mitwirkung bei Planung und Errichtung o6ffentlicher Anlagen, Einrichtungen und
Vorhaben der Stadt Halle (Saale)

4. Der inklusionsbeirat Beirat soll durch eine sachkundige Einwohnerln im Sozial-,
Gesundheits-, und Gleichstellungsausschuss der Stadt Halle (Saale) vertreten
werden (vgl. Seniorenvertretung der Stadt Halle e. V.). Die Fraktionen entscheiden im
Rahmen ihres Vorschlagsrechts zur Berufung der sachkundigen Einwohnerinnen
Uber die Freigabe eines ihrer Mandate zugunsten einer Vertreterin des
klusionsbeirates Beirates.

gez. Andreas Scholtyssek
Fraktionsvorsitzender



Beqgrundung:

Die UN-Behindertenrechtskonvention (BRK) wurde am 13. Dezember 2006 von der
Generalversammlung der Vereinten Nationen einstimmig verabschiedet. Es wird darin
bekraftigt, dass alle Menschenrechte und Grundfreiheiten allgemein giltig und unteilbar sind,
einander bedingen und miteinander verknipft sind und dass Menschen mit Behinderung der
volle Genuss dieser Rechte und Freiheiten ohne Diskriminierung garantiert werden muss.

Forderungen der BRK mit besonderer Relevanz fur die Stadt (Halle) betreffen bspw. das
Umfeld, in dem Menschen mit Behinderungen ohne Diskriminierung und gleichberechtigt
wirksam und umfassend an der Gestaltung der 6ffentlichen Angelegenheiten mitwirken
kénnen (Art. 29b), die Mitarbeit in nichtstaatlichen Organisationen und Vereinigungen, die
sich mit dem o6ffentlichen und politischen Leben ihres Landes befassen, und an den
Tatigkeiten und der Verwaltung politischer Parteien (Art. 29b) sowie die Bildung von und
Beitritt zu Organisationen von Menschen mit Behinderungen, die sie auf internationaler,
nationaler, regionaler und lokaler Ebene vertreten (Art. 29b).

Wichtige Aufgaben in der Kommune, bspw. die Vernetzung der Menschen mit Behinderung,
die Identifikation von Barrieren* und die Férderung der selbstbestimmten Erméachtigung fiir
offentlich-politische Belange der Menschen mit Behinderung (Empowerment) kdnnen nicht
alleine durch einen kommunalen Behindertenbeauftragten geleistet werden, der die Belange
der Menschen mit Behinderung vertritt. Die Mitarbeiter des kommunalen
Teilhabemanagements kdnnen sich zwar bestimmter Dinge annehmen. Jedoch bleiben
diese stadtische Angestellte und kennen nur z.T. die Perspektive eines Menschen mit
Behinderung aus eigener Anschauung. Um die gleichberechtigte Teilhabe zu férdern, ist eine
Organisation notig, die die Perspektive der Menschen mit Behinderung einnimmt, Interessen
biindelt und die Arbeit der Verwaltung in problematischen Aspekten korrigiert, bzw. als
korrektiv fir mangelnde Einbeziehung in vorhergehenden Planungsphasen wirkt. Nur so
kann auch die angemessene Vertretung der Menschen aus Halle in den relevanten Gremien
der Selbstvertretung in Sachsen-Anhalt, bspw. am Runden Tischen fiir Menschen mit
Behinderungen und seiner Arbeitsgruppen gesichert werden.

In Halle gibt es u.a. einen Naturschutzbeirat, einen Engagement-Beirat sowie einen
Auslanderbeirat und auch andere Teilgruppen der Stadtgesellschaft, z.B. Schiler und
Kinder- und jugendliche habe eine Interessenvertretung mit Assistenz durch kommunale
Mitarbeit. Dies zeigt umso mehr, dass die Interessen der Menschen mit Behinderung hier
ebenfalls Beachtung finden mussen.

Der Impuls muss aus der Verwaltung erfolgen, die Teilhabe kann nicht nur proklamiert
werden. Die Behindertenrechtskonvention sieht Hilfe zur Selbsthilfe vor. Teilhabe der
Menschen am stadtischen Gemeinwesen muss im Sinne des Empowerment-Konzepts®
aktiv gefordert werden und dies Hand in Hand mit den Akteuren mit Behinderung. Im
Landesaktionsplan Sachsen-Anhalts zur Umsetzung des Ubereinkommens der Vereinten
Nationen® Uiber die Rechte von Menschen mit Behinderungen wird darauf hingewiesen:

! Barrierefrei sind bauliche und sonstige Anlagen, Verkehrsmittel, technische
Gebrauchsgegenstande, Systeme der Informationsverarbeitung, akustische und visuelle
Informationsquellen und Kommunikationseinrichtungen sowie andere gestaltete Lebensbereiche,
wenn sie fur behinderte Menschen in der allgemein tblichen Weise, ohne besondere Erschwernis und
grundsatzlich ohne fremde Hilfe zuganglich und nutzbar sind“ (Behindertengleichstellungsgesetz
Sachsen-Anhalt - BGG LSA §4).

2 Das Empowerment-Konzept richtet den Blick auf die Selbstgestaltungskrafte der Adressaten [...]
und auf die Ressourcen, die sie produktiv zur Veranderung von belastenden Lebensumstanden
einzusetzen vermdgen. Herriger, N. (2014): Empowerment in der Sozialen Arbeit. Eine Einflhrung. 5.
Aufl., Stuttgart, Kohlhammer-Verlag, S.7.

* Ende 2008 wurde das Gesetz zur Ratifikation des ,Ubereinkommens iiber die Rechte von Menschen
mit Behinderungen® vom Bundestag und Bundesrat verabschiedet, sodass die UN-



,=unabhangig von der Zustandigkeit des Landes fur die Eingliederungshilfe nach dem SGB
Xl kann die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft nur vollumfanglich sichergestellt
werden, wenn die Kommunen sich ihrer in eigener Verantwortung annehmen. Dazu gehort
insbesondere die inklusive Gestaltung des kommunalen Sozialraums. Teilhabe am
gesellschaftlichen Leben in Normalitat, das heil3t Zuganglichkeit und Nutzbarkeit aller
Angebote von allgemeinem Interesse auch fir Menschen mit Behinderungen im
kommunalen Raum kann nur durch die Kommunen selbst verwirklicht werden.*

Behindertenrechtskonvention (UN-Konvention) am 26. Marz 2009 fir Deutschland in Kraft getreten ist.
Der daraufhin vom BMAS als staatliche Anlaufstelle koordinierte ,Nationale Aktionsplan der
Bundesregierung® identifiziert

Maflinahmen und beauftragt staatliche Stellen mit deren Umsetzung (http://www.einfach-teilhaben.de).
Nationaler Aktionsplan der Bundesregierung zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention -
Unser Weg in eine inklusive Gesellschaft 2011:
https://www.bmas.de/DE/Service/Medien/Publikationen/a740-aktionsplan-bundesregierung.html

Mit dem ,Nationalen Aktionsplan 2.0“ verabschiedete das Bundeskabinett am 28. Juni 2016 die zweite
Auflage des Nationalen Aktionsplans zur UN-Behindertenrechtskonvention - kurz NAP 2.0.
https://lwww.bmas.de/DE/Schwerpunkte/Inklusion/nationaler-aktionsplan-2-0.html

Nach Art. 4 Abs. 5 BRK gelten die Bestimmungen des Ubereinkommens ohne Einschrankung oder
Ausnahme fir alle Teile eines Bundesstaats, mithin auch fur die Bundeslander und die Kommunen in
Deutschland. Sachsen-Anhalt Gberfihrte die Begriffe der Behindertenkonvention in das
Gleichstellungsrecht des Landes und leitet aus diesen die wesentlichen Verpflichtungen der Trager
der o6ffentlichen Verwaltung ab. Zu nennen sind in diesem Zusammenhang insbesondere:

-der dynamische, soziale, funktionale Behinderungsbegriff, vgl. PrAambel Bst. e sowie Art. 1 Abs. 2
BRK und § 2 BGG LSA, -die umfassenden Begriffe der Kommunikation und der Sprache, vgl. Art. 2
Abs. 1 und 2 BRK und § 6 BGG LSA. Der weite Begriff der ,Diskriminierung aufgrund von
Behinderung® in Verbindung mit dem Begriff der ,Versagung angemessener Vorkehrungen®, vgl. Art. 2
Abs. 3, 4 BRK und § 4 BGG LSA, sowie die Verpflichtung zur Gleichstellung und das
Benachteiligungsverbot, vgl. Art. 3 Bst. b, e, Art. 4 und 5 BRK sowie Abschnitt 2 BGG LSA, die
Verpflichtung zur Herstellung von Zugéanglichkeit und Barrierefreiheit, vgl. Art. 9 BRK und Abschnitt 3
BGG LSA, die Gewahrleistung der unabhangigen Lebensfiihrung und der Einbeziehung in die
Gemeinschatft, vgl. Art. 19 BRK und Abschnitt 2 BGG LSA, die Verwirklichung des Zugangs zu
Informationen, vgl. Art. 21 BRK und Abschnitt 3 BGG LSA, -die Gewahrleistung der Teilhabe am
politischen und o6ffentlichen Leben, vgl. Art. 29 BRK und § 12 sowie Abschnitt 5 BGG LSA.



	Datum
	Ostatus
	Nummer
	Zuständig
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung
	Sachverhalt
	Anlage

